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zu 586/3 

Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 

Die. Menschenreohte und Grund.freiheiten -

ein Bestandteil der österreichischen Verfassung 

6 .. Dezember 1952 

J:n Beantwortung der Anfrage der·· Abg. Dr. Kor e f und Geno~sen, 

betreffend Antrleichung der österreichisch~ Verfassung und Gesetzgebullg an die 

A11gemeineErklärung der Menschenreohte, teilt Bundes~llZler Ing.Dr.F i g 1 

folgendes mit: 

1. Aus dä~ diesem Schreiben beigefügten Anlage geht hervor, dass weder das 

österreiohisohe Bundes~Verfassungsgesetz noch die österreiohische Gesetz­

gebung im Wid~rspruoh zur Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 

lO.Dezember 1948 steht. 

2, Somit kann auoh gesagt werden, dass die Mensohenrechte und Grundfreiheiten 

der Allgemeinen Erklärung vom lO.Dezember 1948 in ihrer Gesamtheit durch 

das BU1'ldes-Verfassungsgesetz und die österreichische Gesetzgebung verankert 

sind. 

3. Unter diesen Umständen besteht keine Notwendigkeit, das Bundes;"Verfassungs­

gesets oder die s~nstigen Bundesgesetze in einer Richtung zu novellieren, 

die die d~ch die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom lO.Dezember 

1948 verankerten Grund~ und Freiheitsreohte in der österreiohischen Gesetz­

gebung neuerlioh unter Sohutz stellt. 

Die Anlage zu dieser Anfragebeantwortung hat folgenden Wortlaut: 
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4.Beiblatt Beiblatt zur Parla.mentskorresponde~z 6.Dezember 1952 

Text der Erklärung der MenBchenrech~ 
"om 1 O. Dez em'be r 1948 0 

Art.1. 

Alle menschlichen Wesen sind frei Art.7 des B.-VG. und Art.2 des staats-

geboren und gleich in Würde und Rechten. grun.dgeset zos vom 21.12.1861, RGBl. 

Sie sind mit Vernunft und Gewissen aus­

gestattet und sollten gegeneinander 

im Geiste der Brüderlichkeit handeln. 

Art.2. 

Nr.142, über die allgemeinen Rechte 

der Staatsbürger, § 16 AJ3GB. 

Jedermann ist zu allen in dieser Er- Art.7 des D.-VG. und Art lll 2 (les Staats­

~~ärung ausgeführtan Rechten und Frei- gr~~esetzes vom 21.12.1867, RGBl. 

heiten berechtigt, ohne Unterschie,d Nr.142, über dia allgemeinen Reohto 

jeglicher .Art wie der Rasse, der Farbe, der Staatsbürger. 

des Geschlechtes, dar Sprache, der 

Religion, der politischen oder sonsti-

gon Meiru,mg. des nationa.len oder sozia­

len Urpprunges, des Vermögens, der Ge­

burt oder anderen Standes. 

Weiters ist kein Unterschied zu 

machen auf Grund der politischen, 

rechtlichen oder intornationalen Stel­

lung dos Landes oder Gebietes, dem 

eine Person ange~~~tt gleichgültig, ob 

OB unabhängig, unter Trouhandverwal­

tung, ohne eigene Regierung ist, oder 

unter irgend-einer sonstigen Boschrän­

kung seinor Souveränität steht. 

Art.,. 

Jodomann hat das Recht auf Leb on, 

Fretlleit und die Sicherung der Person. 

Art.4. 

Niemand darf in Sklaverei oder 

Knechtschaft gehalten werden; Sklave­

rei und Sk1avenhandel ist in allon 

Formen verboten. 

Art.8 desStaatsgrundgosetzes vom 

21.12.1867, RGB1:.Nr.142, über die al~­

gemc:j.nen Rechte der staatsbürger. 

Art.7 des staatsgrund-gosotzcs vom 
21.12.1867, RG1U.Nr.142, über die all­
gemeinen Rechte der staatsbürger. 
§ 16 ABGB; Internationales Uberein­
kommen, betreffend die Sklaverei, 
BGBl.Nr.17/19281 § 95 StG. 

539/AB VI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 11

www.parlament.gv.at



.,. . 
·5.Beib1att Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 6"Dezember 1952 

Art.5. 

Niemand darf der Folt~r oder einer 

~ausamen. unmenschlichen oder ent­

~digenden Behandlung oder Bestrafung 

unterworfen werden. 

Art.6" 
Jedermann hat das Recht, überall 

vor dem ~esetz als eine Person aner­

kannt zu werden. 

Art.7. 

Vgl.Gesctz vom 15.11.1867, RGB1.Nr. 

131, wodurch mehrere Bestimmungen 

des Allgem.Strat'gesctzes und ande­

rer damit im Zusammenhang stehender 

Anordnungen abgeändert werden. 

J..rt.7 dcs B.-VG. und Art.2 Q.GS Staats­

gru:p.dgeset zes vom. 21.12.1867, RGJ31. 

Nr.142, über dio.al1gem.Rechte der 

Staatsbürger; § 16 .A:BGB. 

Vor dem Geset~ sind alle gleich Art.7 des B.-VG. unQ. Art.2 des staats-

und sind ohne UnteX'"chied zu gloi- gru:p..dgesetzes vom 21.12.1867, 11GBlo. 

ehem Schutze durch das Gesetz berech- Nr.142, über die allgom.Rechte der. 

tigt. Alle sind zu gloiohem Schutze Staatsbürger. 

gegen jede diese Erklärung verletzen-

de Diskriminierung und gegen jegliche 

,.A.nreizung zu e"iner solchen Diskrimi­

nierung bereclltigt. 

Art.S. 
JederlllS(31n hat das Recht auf wir- Art. 83 B. - VG. ordnet. an, daß niemand 

ku.lJ€svolle Rechtshilfe seitens der z~ seinem. gesetzliohen Richter entzogen 

ständigen nationalen Gerichte g~gen werden darf. 

Handlungen., welOhc die ihm d~eh die Art 0 129 B .-VG. beruft zur Sioherung 

Verfassung oder durch das Gesetz ge­

währten Gx-undrechtQVerletze5-. 

der Gesetzmäßigkeit der gesamten . 

öffentlichen Verwaltung dca Vervval­

tungsgori~tshof, der über Besohwer­

den orkennt, womit Rochts'widrigkeit 

von Bescheiden der Ver~altungsbehör­

den oder Verletzung der Entscheidungs­

pflicht der Ver.-'altungsbchördcn be­

hauptet vlird. 
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($ol>e1blstt 13eiblatt zur ParlamentBkorr..Qs.Eon~ 6~Dezember 1952 

Art.144 des ].-VG~ räumt dem Vorfasgungs­

gerichtshof die Zuständigkeit ein~ über 

Beschwerden gegen :Bescheide der Ve:rwa1-

tungsbohörden zu orkennen, soweit der 

Beschvlerdeführor durch einen. Besoheid 

Art. 9. 
Niemand aarf willkürlich der 

Ve:hnftung, Haft oder Verbannung 

unterworfen werden. 

Art.10. 

Jedermann ist zur Entscheidung 

i1ber seine Rechte und Pflichten 

und über jegliohe gegen ihn erhobe-

nestrafanklage, in voller Gleich-

in einem vorfnssungsgesetzlioh gew~ 

leisteten Rocht verletzt zu sein behauptet. 

Art.8 dos Staat8~~ndgesetzes vom 

21.12.1867, RGDloNr.142. 

Art.8:3 Abs o 2 B.-VG. verankert den Grund ... 
satz, dass niemand seinem: gesetzlichen 
Richter entzogen werden darf. Nach Art.87 
sind di~ Richterin Ausübung ihres 
richterlichen Amtes unabhängig. 

heit Z 
on l' ht d "Off t Art.8ß B.-VG. sichert den Riohtern die • u e1 er ge GC en un 0 en - . · Unabsetzbarke1t und Unversetzbarkeit. 

l1ahen Verhandlungduroh ein unab-

hängiees und unparteiisches Ge­

rioht berechtigt. 

Art. 11. 

1.Jederrnann, der wegen einer 

st~afbaren Handlung angeklagt ist, 

hat das Reoht, als unschuldig an-

Art.90 :B.-VG. ordnet an, dass in Zivil~ 
und Strafrcchtssachen die Verhandlungen 
vor dem erkennenden Gericht mündlioh 
ud.. öffentlich sind. 

Art.90 ]3,..VG. verankert im StratVerfahren 

den Grundsatz des Anklageprozessese 

Naoh § 90 stPO o hat der Staatsanwalt dGnn, 
gesehen zu werden, bis er gemäss 1tenn er naoh Prüfung der Anzeige oder 

dom Gesetz in einem öffentliohen der Akten und nach den nötigonfalls 

Gen~tsvorfahren, bei dem er alle auf seine Veranlassung zu ergänzenden 

für seine Verteidigung orforder- Vorerhebuneen genügende Gründe findet, um 

liohen Garantien gohabt hat, schul- wider eine bestimmte Person das StrafVer-

die befunden uird, fahren zu veranlassen, entweder den An-

.2. Niemand darf einer strafbaren tra.g auf Einlei twtg der Voruntersuohung 

Handlung sohuldig befunden werden, oder die .Anklagesohrift einzubringen. Im 

auf Grund einer Handlung oder unte~entgegengesetzten Fall hat er die an ihn 

lassung,die geJnäsB dem staatlfohen gelangte Anzeige zurüokzulegen. 

oder. zwisohenstaa.tliohen Reoht zur Art,IV in Verbindung mit Art.IX dee 

Zeit, da sie begangen wurde, keine 

strafbare HOildl'lll1B" bildete. Äuah 
därf keine sQbW$i~~e Strafe auf-
erlegt werden als 
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7QBeiblatt Beibla.tt fiur Parlamentskorrespondenz 6.Dezember 1952 

.jone, die zu der Ze~t anzuwenden vvax, Kundmachungspatentes zum Strafgesotz 

als die strafbare H14p.dl\lng begangen verankert den Grundsatz nnulla IJoena 

,,",,urdc4O eine loge"., Ärt.IX des Kundmaohungs-

Art.12. 

Niemand darf Willkürlichen Einme~ 

gunaen in sein ~rivates Leben, seine 

Familio p sein •• odor soinen Ilrief­

Vlechsel oder ~\nB:r:J.ffin auf seine Ehre 

gesetzes schließt die Rüolcrdrlcqng 

dos streneeren Gesetzes auf fl:'üher 

verübte Delikte aus. 

1 .. rt.9 dcs Staatsarundgesotzes crkllrt 

das Hausrecht Qls.unvorlet31ion, 

währGnd naoh Art~10 dieses Staats­

grundgesetzos das Briefgoheimnis nicht 

ul1dsoinan..Ruf ausgesetzt werden. verletzt worden <L.'1rf. Ehre und Ruf 

JodorIllann b,at das Recht auf gesctz- einer Fersen sind d'lll"oh otrni'ß'esotz-

l.ichen Schutz gegen ~plohe Einmischun-l 1ieh9 13ostimmullCon ,1io z.13 .. dieä.es 

gon oder Angrif'tQ~ 

Art.13. 

1 0J J odermalUl hat 4~{:1 .Recht auf Frei­

zügigkeit und freie Wahl dos Aufent­

haltsorte~ innerholb der Grenzen 

oines joden staatos. 

I 

§ 209 und §§ 487 if • • stG. untor Schutz 

gestellt • ...:\ußordem sicho:~t § 1330 ABGB .. 

oinen Schadenersatzo.nspruchzu. für 
~, 

den Fall, daß jomand/duroh lhrenbo-

leidigung "oin wirrJ.ioher Schaden· 

oder Entgang des Gowinnes verursaoht 

'Worden ist". In diesem Zusammenhang 

ist auch das Gesetz zur BOkämpfung 

des unlauteren Wcttb oworbes zu nennen. 

Art.4 ~os. staat~grundbPsotzos vom 

21.12.1867, RGBl.Nr. 142. 

2. Jedormann hat das a,ocht, ein jedes, 

Land, einschl. soi~os eigenen. su ver­

lassen und in spin Land zurückzukehron. 
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8111Bciblntt Beiblatt zur ParlamentskorresPOn4oa~d bo])ezombor 1952 

Art.14. 

1. Jodermann hat das Recht, in an­

. deren Ländern Asyl vor Verfolgungen 

zu suchen und zu genießen. 

2. Dieses Recht kann im Falle von 

Verfolgungen nicht in Lnspruch gonom= 

mon werden. die sich aus nichtpoliti­

schen Verbrechen oder aus Handlungen 

ergeben~ die den Zweeken und Grund-

. sätzen der Vereinten Nationen zuwider­

laufen. 

Art.15 .. 
1 111 Jedermann hat das Recht auf eine 

Staatsangehörigkeit. 

2. Niemand darf willkürlich seiner 

Staatsangehörigkeit beraubt werden, 

nooh dar! ihm das Reoht, seine Staats­

anc;ehörigkei t zu weohseln, versagt 

werden. 

Ärt.16. 

1. Volljährige Männer und Frauen 

haben das Recht, zu heiraten und eine 

FQ.m11:le ~ gründen, ohne jegliche Be­

s~änkung infolge von Rasse. Staats­
angehörigkeit oder Religion. Sie sind 
zu gleichon Rechten bezüglich der Ver­

ehelichung, während der Ehe und boi 

ihrer ~uflösung berechtigt. 

Dieses j\echt 

Zusanuttohhal t 
§§ 36 bis 41 

ergibt eich aus dem 

der ~o8timmungen der 
. I 

StG. 

DaSSgrundsätzlioh nur die Auslie­

ferung im Fa.lle politischer Delikte 

verweigert wird, ist auoh in Öste~ 

reich anerkannt und ergibt sich im 

besondoren auS dem Bundesgesetz .vom 

3°.1.1946, BGB1.Nre 66, un<;l aus dem 

BUndesverfassungsge6~tz vom 24.7,1946, 

]GB1.Nr. 140. ~f d~e Erläuternden Be­

merkUngen zu diesen ißchtsvorschriften 

(11 und 122 d.Ileilagen zu d.stenogr • 

. Prot.d.Nat.Ratos, V.at_) wird ve~7ie­

sen. 

Staatsbürgerschafts~Uberl~it~6e­

setz und Staatsbürgersohaftsgesetz 

1949, insbesondere §§. 7 ff. dos letz-. 

toren Gesetzes. 

§ 1 des Gese't~es zur Vercinhei t­

lichung dos Rochtes der Ehoschlie­

ßung und Ehescheidung vom 6.7.1938. 

RGB1.I~ S.807, in Verbindung mit der 

Kundmachung der Prov.Staatsregie­

rung vom 13.5.1945, StGB1.Nr. 14. 

Di 0 §§ 22, 35, ;8 und 39 stellen 

sicher, daß eine Ehe nur mit freiem 

. , 
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9 .. Beiblatt Beiblatt zur Parlamcntskorresponden; 60 Dezemb or 1952 

2. Eino Ehe darf nur mit dem frGien und vollem Einverständnis der prä­
und vollen Einverständnis der präsump- sumptiven Ehegatten eingegangen 

t1ven Ehegatten eingegangen werden. werden darf. 

3. Die Familie ist die natürliche 

und grundleecnde Einheit der Gesell .... 

sohaft und ist zum Schutz durch die 

resellschaft und den Staat bereoh­

tigt. 

Ärt.17. 
1. Jedermann hat-das Reoht auf Ver­

mögen, sowohl alleiti a.ls in Gesell ... 

schaft mit anderen. 

2. Niemand darf willkürlich seines 

Vor.oögens beraubt werden. 

Art.18. 

Ärt.5 des,Staatserundgpsotzes vom 

21.12.1867, RGBl.Nr. 142. 

J edornnnn hat das Reoht auf Freiheit .ll.rt.14 und. 15 des Staatsgrundge .. 

des 'Gedankens. des Gewissens und der ,setzes vom 21.12.1867, RG~l. 

Religio~; dieses Recht beinhaltet Frei- Nr. 142. 

he1t, seine Religion oder seinon Glau-

ben zu wechseln, und die Freiheit. ent-

weder allein oder im Verein mit anderen 

und öffentlich oder privat, seine Re-

ligion oder seinen Glauben in der Lehre, 

der AUSübung, dem Gottesdienst und der 

'Befolgung dn den Tag zu legen. 
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lB~eiblatt Beiblatt ~ur Parlamentsk~espondenz 60 Dezember 1952 . 

Art. 19. 
Jedermann hat das Reoht auf Frei- ~$13 des Staats~dgesetzes vom 

hett der Meinung und deren Äusserung; 21.12 0 1867, RGB1.Nr.142. 

dieses Recht beinhaltet die Frei-

heit, Meinungen ohne Einmischung 

zu haben und Nadhriehten und Ideen 

durch jeg~iehe Mittel und ohne Rüok~ 

sieht auf Grenzen zu suohen, zu e~ 

halten und zu gebeno 

Art. 20. 
1. Jedermann hat das Recht auf 

friedliche Versammlungl.~~ und 

Vereinsfreiheit. 

2. Niemand darf gez,~ngen werden, 

einem Verein anzugehören. 

Art. 21. 

1. Jedermann hat das Reoht, an 

der Regierung seines Landes teilzu~ 

nehmen, unmittelbar oder duroh frei 

gewählte Vertreter. 

2. Jedermann hat das Reoht auf 

gleiche Zulassung zum öffentlichen 

Dienst in seinem Lande. 

3. Der Wille des Volkes hat die 

Grundlage der Autorität der Re­

gierung zu bilden; dies ist in 

periodisohenund echten Wahlen zum 

Ausdruok zu bringen, die nach all~ 

gemeinem und gleichem Wahlrecht zu 

erfolgen haben und in geheimer Ab­

stimmung oder duroh gleiohwe»tige, 

freie Abstimmungsverfahren abzuhal~ 

ten sind.. 

Art.12 des Staatsgrundgesetzes vom 

21.12.1867, RGE1.Nr.l42, und die 1a 

seiner Ausführung erlassenen Gesetze; 

Vereins gesetz 1951 und Versammlungs. 

gesetz vom 15.11.1861, RGB1.Nr.135. in 

der derzeit geltenden Fassung. 

Art. 70 Abs.2 des Be-VG. bestimmt, dass 

zum Bundeskanzler, Vizekanzler oder 

Bundesminister ernannt werden kann, we~ 

zum Nationalrat wählbar ist. 

Art.3 des Staatsgrundgesetzes garant1ert 

den Zugang zu öffentlichen Ämtern für 

alle Staatsbürger in gleicher Weise. 

Nach Artol des B.-VG. ist Österreioh 

eine demokratisohe Republik, Ihr Reeht 

geht vom Volke aus. Dementspreohend 

werden der Nationalrat und die Lantfage 

vom Bundeevolk auf Grund des gleichen, 

unmittelbaren, geheimen und persönlichen 

Wahlrechtes der Männer und Frauen, die 

das 20.Lebensjahr vollendet haben, 

gewählt (vgl.Art.26 und 95 B •• VG .. ). 

Die Gesetzgebungsperiode des National. 

rates da.uert vier Jahre, sodass der Wille 

des Volkes in periodisohen Wahlen zum 

Ausdruok kommen muss. 
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. 
Art. 22. 

aedermann hat als Mitglied der 

Gesellsohaft das Recht auf soz~ale 

Sicherheit und ist zu der" duroh 

nationale Bemühungen und interna­

tionale Mi tarbei t und nach Massgabe 

der Organisation und Hilfsquellen 

eines jeden Staates zu erzielende 

Erreichung der wirtsohaftliohen, 

SOZialen und kultupellen Reohte 

bereohtigt, die für seine Würde und 

die freie Entwicklung seiner Persön­

lichkeit unerlässlich sind. 

Art. 23. 

1. Jedermann hat das Reoht auf 

Arbeit, auf fraie Wahl seiner Be­

sohäftigung und gilnstigeArbeitsbe­

dingungen und auf Schutz gegen ~ 

bei tslosigkei t. 

2. Jedermann hat ohne jeglichen 

UnterSGlhied das Reoht auf gleiohe Be­

zahlung für gleiChe Arbeit. 

3. Jedermann, der arbeitet, hat 

das Reoht auf gereohte und. günstige 

Entlohnung, die ihm und -seiner Fami;;" 

lie eine der mensohliohen Würde an~ 

gemessene Existenz siohert und die, 

falls notwendig, duroh andere Mittel 

sozialen Schutzes zu ergänzen iat. 

4. Jedermann hat das Reont. Ge­

werksohaften für den Schutz seiner 

Interessen zu bilden und ihnen bei~ 

zu t1"et an. 

Die in diesen Artikeln 22 bis 25 
festgelegten Rechte auf dem Gebiete des 

Sozialreohtessind von österreich 

erfüllt. Es 1st bekannt, dass Österreioh 

in der ersten Reihe der sozialrechtlich 

fortgeschrittenen Staaten steht, was 
wiederholt international anerkannt 

worden ist. 
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Art 0 24-:Q 

Jedermann hat das Recht auf 

Ausruhen unq. FroH~ei t_ einschlicss;;';;' 

lioh vernünftiger Begrenzung der 

Arbeitsstunden und periodischer 

Feiertage mit Bezahlun«e 

.Art. 25. 
1. Jedermann hat das Recht auf 

.einen für ,die Gesundheit und das Wohl­

befinden seiner Pers~n und seiner 

Fa.milie a.ngemessenen Lebensstandard, 

einsohliesslich Ernährung, Beklei;;';;' 

dung, Unterkunft, ärztlicher Für­

sorge und erforderlicher sozialer 

Leistungen und aas Reoht auf Siche~ 

~\hk~eiFf;le von Arbeitslosigkeit, 
Invalidität, Witwenschaft, Alter oder 

sonstigem Mdgel an Lebensunterhalt 

in Verhältnissen, die seine Kräfte 

Ubersteigen. 

2. Mutterschaft und Kindheit 

sind zu besonderer Fürsorge und 

Unterstijtzung berechtigt. Alle 

Kinder, ob in;;';;' oder ausserhalb dar 

Ehe geboren, sollen sich des gleiohen 

sozialen Schutzes erfreuen. 

Art. 26. 

6.Dezember 1952 

1. Jedermann hat das Recht auf Art.l Tdes sta.a.tsgrundge'setzes siehert 
\ 

Sohulbildung. Die Schulbildung einmal den Grundsa.tli der Fee1he1tder 

ha.t frei zu sein, zumindest in Wissenschaft und ihrer Lehre, anderer-

den Elementa.r- und Grundstufen. Die seits ist darna.h jeder Staatsbürger 

Elementar-Sohulbildung hat obliga";' berechtigt, Unterrlehts" unI! Erz1ehungs-

tOl"isoh zu sein. Teohnisohe und anstalten zu gründen und an selehen 

Derufsausbildung ist allgemein zu- Unterrioht zu erteilen, soferne er seine 

gänglioh zu maohen und höhere Schul- Befähigung hiezu in gesete110her Weise 

naohgewiesen hat. 
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130 Beiblatt Beibla.tt zur ParlarnentskorresPo,nd~n~ 6"Dezember 1952 

bildung soll für alle in gleichem 

Ma.sse auf Grund des Verdienstes 

zugänglieh s.ein, 

2. Die Erziehung hat auf die Das Reichsvolkssohulgesetz vom 

volle Entwicklung der menschlichen l4D5.1869, RGBl c Nro 62, in der derzeit 

Persönlichkeit und auf die Stär- geltenden Fassung, eröffnet den Zugang 

kung der Aohtung vor Mensohenreohten zu Volks- und Hauptschulen allen Kinderns 

und grundlegenden ]freiheiten ge~ die ein bestimmtes .Alter erreicht haben, 

riohtet zu sein. Sie hat das Ver~ und normiert dieUnentgelt11chkeit - , 

ständnis, die Toleranz und Freund- diases Unterrichtes. Andererseits wird der 

sohaft unter allen Nationen, Rassen",;. Besuoh der Volks- und Hauptschulen obli~ 

gruppen oder religiösen Gruppen zu gatorisch erklärta 

fördern und ha.t weiters die Tä,tigkeit 

der Vereinten Nationen für die Auf-

reohterhaltung des Friedens zu un-

terstützen. 

3. Eltern haben ein Votrecht, Das Recht der Eltern, die Art uer 

die Art der Schulbildung auszusuchen, Sohulbitdung ihrer Kinder zu bestimmen, 

die ihren Kindern gegeben werden ist sohon durch § 139 KBGB. gewährleistet. 

soll. 

Art. 27. 
1. Jedermann hat das Recht, am 

kulturellen Leben der Gemeinschaft 

teilzunehmen, sich der Künste zu 
erfreuen und am wissenschaftlichen 

Fortsohritt und dessen Wohlta.ten 

t ailzunehmen, 

2. Jedermann hat das Reoht auf 

·Sohutz der moralisohen und 

mat8~iellen Interessen, die sioh 

aus jeglichen wissensohaftliohen, 

literarisohen oder künstlerisohen 

Erzeugnissen ergeben, deren Urheber 

er 1st. . 
Die Art.28 bis 30 

enthalten Auslegungsvorschriften. 

Die hier in Betracht kommenden 

Reohte sind durch· das Urheberrechts­

gesetz, BGBl o Nro lll/1936, gewährleisteto 

- ..... -.-
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